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westeuropäischen Staaten bestehenden Gegensätze ausgeglichen werden und der 
allgemeine Friede je früher wieder hergestellt werde.

Übrigens bietet die Person und die bisherige Tätigkeit des ungarischen G esand­
ten in Bern, Herr Szilassy, jedwede Garantie dafür, dass die ungarische Regie­
rung in der Schweiz keine Propaganda zu entfalten beabsichtigt. Dies ist auch der 
Grund, weshalb Herr Szilassy, der bereits dem ehemaligen österr.-ungar. diplo­
matischen Corps angehörte, seitens der ungarischen Regierung auf seinem Posten 
in Bern belassen wurde.

Die ungarische Regierung wünscht den Verkehr mit Herrn Szilassy speziell 
auch deswegen je eher aufzunehmen, um durch ihn im Wege der Schweizer Bun­
desregierung mit den anderen westeuropäischen Staaten Fühlung erhalten zu 
können.1

1. Cf. aussi n° 309.
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Le Chef du Département politique, F. Calonder, 
au Ministre de Suisse à Paris, A .Dunant

L 175/Sch Bern, 10. April 1919

Wie Ihnen bekannt, beziffern sich die schweizerischen Guthaben an den russi­
schen Staat und an russische Private auf hunderte von Millionen Franken. Zur 
Wahrung dieser Interessen speziell nach der kaufmännisch-technischen Seite hin 
ist s.Z . vom Politischen Departement die Hilfs- & Kreditorengenossenschaft für 
Russland gegründet worden, deren erster Halbjahresbericht Ihnen demnächst zu­
gehen wird.

So wie die Dinge liegen, wird nun allerdings kaum daran gedacht werden dür­
fen, durch separates Vorgehen irgend etwas erreichen zu können; wir nehmen 
vielmehr an, dass wie für die Frage der russischen Staatsschuld so auch für Pri­
vatguthaben letzten Endes die Abmachungen entscheidend sein werden, die in 
Paris von den Vertretern der Entente werden getroffen werden. Irgendwelche Ver­
handlung mit der Bolschewikiregierung lehnen sowohl wir wie auch die Genos­
senschaft auf das entschiedenste ab. Wir haben daher allen Anlass uns möglichst 
frühzeitig genau zu informieren, was die Entente beabsichtigt und soweit tunlich 
zu sorgen, dass wir dabei unsere Interessen ebenfalls irgendwie zur Sprache brin­
gen können. Es ist uns nun bekannt geworden, dass bereits Besprechungen finan­
zieller Art in Paris im Gange sind, an welchen Mitglieder der «Conférence des 
Ambassadeurs et hommes politiques russes» beteiligt seien und es wäre uns ausser­
ordentlich gedient, wenn Sie uns hierüber näheren Aufschluss verschaffen könn­
ten. Gleichzeitig fragen wir Sie an, ob Ihnen genauere Daten über die «Ligue 
pour la défense des intérêts des citoyens français en Russie» und speziell über
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deren Stellung zur Regierung bekannt sind und ob es evtl. für tunlich zu erachten 
wäre, dass zwischen unserer G enossenschaft und dieser «Ligue» irgendwelche 
Beziehungen angeknüpft würden.

Wir legen den finanzpolitischen A bm achungen Russland betreffend die gröss- 
te W ichtigkeit bei und wären daher auch bereit, im Einverständnis mit der G enos­
senschaft einen Spezialisten nach Paris zu delegieren, der in Verbindung mit 
Ihnen, offiziell oder inoffiziell sich zu informieren und unsere Interessen zu vertre­
ten hätte. Wir ersuchen Sie auch hierüber uns Ihre M einung wissen zu lassen und 
sich auch mit Herrn de Haller diesbezüglich zu verständigen.

In letzter Linie m öchten wir darau f hinweisen, dass in Holland und Schweden 
ähnliche G enossenschaften wie die unsrige gegründet wurden. W ir wären geneigt, 
mit denselben durch die G enossenschaft in K ontakt zu treten, falls Sie glauben, 
dass eine gemeinsame Aktion der Neutralen mehr Erfolg aufweisen würde oder 
dass zum mindesten eine Verständigung in Bezug auf das, was die Neutralen wün­
schen müssen, angezeigt wäre.
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Le Chef du Département de VEconomique publique, E. Schulthess, 
aux Ministres de Suisse à Paris, Londres, Rome et Washington1

Copie
L  n° 2322. 95/F. Aufhebung der Ausfuhrbeschränkungen Bern, 10. April 1919

Wie Ihnen bekannt ist, stehen wir schon seit M onaten mit den Alliierten in U n­
terhandlungen über die A ufhebung bzw. M ilderung der Blockadevorschriften, 
namentlich über die Revision des Art. 10c des SSS-Reglementes. Leider sind alle 
unsere Bemühungen und Vorstellungen bis je tz t fruchtlos geblieben. D er Art. 10 c 
des SSS-Reglementes, welcher in seiner ursprünglichen Fassung unserer Industrie 
noch einen ansehnlichen Verkehr mit den Z entralstaaten  und im Transit durch 
diese mit den neutralen Ländern gestattet hatte, dann aber im Verlaufe des K rie­
ges derartige M odifikationen im Sinne der Verschärfung der A usfuhrbeschrän­
kungen erfuhr, dass die Lage unserer Exportindustrien heute eine unhaltbare ge­
worden ist, hat, soweit der Verkehr mit und durch D eutschland in Frage steht, 
noch in vollem Umfange Geltung. Die zuständigen Stellen in Paris hatten bis vor 
wenigen Wochen auf unsere Vorstellungen hin immer eingewendet, eine Revision 
des Art. 10c des SSS-Reglementes sei nicht mehr notwendig und tunlich, weil die 
Blockade ja  ohnehin in allernächster Zeit aufgehoben werde. Schliesslich erklärte 
m an sich bereit, die Angelegenheit dem Conseil supérieur du Blocus zu unterbrei­
ten. Zu unserer grossen Enttäuschung hat nun der Conseil supérieur die Sache an

1. Est reproduit ici le texte envoyé à la Légation de Suisse à Rome.
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